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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Ständerat Werner Salzmann (svp, BE) reichte Ende 2020 eine Motion ein, mit welcher er
den Bürokratieaufwand bei der Bewilligung von Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen
reduzieren wollte. Die Entscheide darüber, ob Bauvorhaben bewilligt werden, fallen
gemäss RPG in die Zuständigkeit einer kantonalen Behörde. Salzmann störte sich daran,
dass solche zentralen Behörden für die Bewilligungen zuständig sind, denn diese
«starre Regelung ist unpraktikabel und führt immer wieder zu stossenden und
unsachgerechten Ergebnissen». Er forderte deshalb, dass die Entscheide in den
Kantonen nicht nur von einer zentralen Behörde, sondern auch von dezentralen
Behörden getroffen werden können. Diese könnten «unbürokratischer, sachgerechter,
rascher und damit bürgerfreundlicher» entscheiden.
Der Bundesrat nahm im Februar 2021 zum Vorstoss Stellung und empfahl dem
Parlament, den Vorstoss abzulehnen. Es sei wichtig, dass die Entscheide in der
Raumplanung von einer einzigen kantonalen Behörde getroffen würden, damit eine
«einheitliche und rechtsgleiche Behandlung entsprechender Gesuche innerhalb des
Kantonsgebiets» gewährleistet werden könne. Dadurch könne zudem sichergestellt
werden, dass Entscheide von einer fachlich kompetenten und von persönlichem Druck
unabhängigen Behörde getroffen werden. Ausserdem schliesse die aktuelle Gesetzlage
eine gewisse Dezentralisierung, zum Beispiel die Bildung von Aussenstellen innerhalb
der Behörde, nicht aus – solange diese hierarchisch und weisungsmässig der Zentrale
unterstellt bleiben und die einheitliche und rechtsgleiche kantonale Rechtsanwendung
gewahrt bleibt, so der Bundesrat. 
Der Ständerat nahm sich dem Vorstoss in der Frühjahrssession 2021 an. Dabei stellte
Hansjörg Knecht (svp, AG), Parteikollege von Motionär Salzmann, einen Ordnungsantrag
zur Zuweisung des Vorstosses an die UREK-SR zur Vorprüfung. Er begründete seinen
Entscheid mit der Aussage des Bundesrates, wonach das RPG eine gewisse
Dezentralisierung der zuständigen Behörden zulasse. Knecht war der Meinung, diese
Auslegung lasse Fragen offen, welche von der Kommission geklärt werden sollten. Der
Ständerat nahm den Ordnungsantrag stillschweigend an und überwies damit die Motion
an seine UREK. 1

MOTION
DATUM: 16.03.2021
ELIA HEER

Die UREK-SR beschloss an ihrer Sitzung vom 24. Oktober 2022 mit 9 zu 1 Stimmen (bei 3
Enthaltungen), eine Motion von Werner Salzmann (svp, BE) zur Ablehnung zu empfehlen.
Salzmann hatte gefordert, dass das RPG dahingehend angepasst wird, dass
Bewilligungen von Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen von dezentralen kantonalen
Behörden getroffen werden könnten. Der Ständerat beriet in der Wintersession 2022
über die Vorlage. Kommissionssprecher Daniel Fässler (mitte, AI) begründete den Antrag
der Kommission damit, dass sich in der Vorprüfung gezeigt habe, dass Art. 25 RPG eine
gewisse Dezentralisierung der Behörden in dieser Sache nicht ausschliesse – nämlich
dann, wenn der Kanton trotz dezentraler Struktur die eigentliche Leitung in diesen
Fragen einer weisungsbefugten kantonalen Behörde übertrage. Es müsse eine
einheitliche und rechtsgleiche kantonale Rechtsanwendung gewährleistet werden
können. 
Werner Salzmann verteidigte seine Motion im Plenum. Besonders in grossen und
heterogenen Kantonen komme es aufgrund starrer Regelungen immer wieder zu
unsachgemässen und stossenden Entscheiden. Dezentrale Behörden könnten in
solchen Angelegenheiten rascher, sinnvoller und differenzierter entscheiden.
Bundesrätin Simonetta Sommaruga räumte zwar ein, dass unterschiedliche kantonale
Bewilligungspraktiken gerade in der Nähe von Kantonsgrenzen oft nicht verstanden und
als stossend empfunden würden. Doch solche Ungleichheiten sollten nicht auch noch
innerhalb eines einzelnen Kantons geschaffen werden. Ausserdem sei es von zentraler
Bedeutung, die Unabhängigkeit von Behörden zu wahren. Je kleiner die Behörde und
deren Einzugsgebiet seien, desto grösser werde der Druck auf die Personen in den
Behörden, Bauten ausserhalb der Bauzone zuzulassen. Die Behördenorganisation solle
deshalb nicht angepasst werden, so dass Bewilligungen weiterhin von Personen einer
«fachlich kompetenten Behörde unabhängig von allfälligen Pressionen oder allfälligen
anderweitigen Abhängigkeiten» getroffen werden. Eine Mehrheit des Ständerates folgte
den Empfehlungen der UREK und des Bundesrates und lehnte die Motion mit 23 zu 16

MOTION
DATUM: 06.12.2022
ELIA HEER
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Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Die Stimmen für Annahme der Motion kamen aus den
Fraktionen der SVP, der Mitte und der FDP. 2

1) AB SR, 2021, S. 266; Mo. 20.4403
2) AB SR, 2022, S. 1179 f.
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